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5 1 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 9 Preßburger Straße im Bereich der
Gemeinde Fischamend

5 2 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen
für die Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge bei nichtbuchführungs-
pflichtigen Handels- und Gewerbetreibenden

53. Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Abkommens zur Bekämpfung des
Mädchenhandels und des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung
des Mädchenhandels sowie des Protokolls betreffend die Abänderung des in
Paris unterzeichneten Abkommens zur Bekämpfung des Mädchenhandels und
des in Paris unterzeichneten Übereinkommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels

5 4 . Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Abkommens betreffend die Bekämpfung
der Verbreitung unzüchtiger Veröffentlichungen

5 5 . Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung der
Verbreitung und des Vertriebes von unzüchtigen Veröffentlichungen

5 6 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von
medizinischen, chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen Ver-
wendung in Krankenanstalten und anderen medizinischen Instituten zum
Zwecke der Diagnose oder Krankenbehandlung

5 7 . Notenwechsel über die Weitergeltung des Österreichisch-Britischen Rechtshilfeabkommens im
Verhältnis zwischen Österreich und Tonga

58. Übereinkommen zwischen dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich und dem
Finanzministerium der Volksrepublik Ungarn über die steuerliche Behandlung
des grenzüberschreitenden Güterverkehrs auf der Straße

5 9 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Kaiserlich Iranischen
Regierung über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber von
Diplomaten- und Dienstpässen

5 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 9. Jänner 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 9 Preßburger Straße im Bereich

der Gemeinde Fischamend

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Bundesstraßen-
gesetz 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 9 Preßburger Straße
wird im Bereich der Gemeinde Fischamend wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse schwenkt
bei Projekt-km 20,430 an den nördlichen Rand
der bestehenden Straße ab, umfährt ab Pro-
jekt-km 20,650 im Norden den Fischaturm und
erreicht bei Projekt-km 20,750 wieder die be-
stehende Straße.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Niederösterreichischen

Landesregierung und beim Gemeindeamt Fisch-
amend aufliegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Der in dessen Abs. 2
genannte Geländestreifen beträgt 35 m beider-
seits der Straßenachse.

Moser

5 2 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 21. Jänner 1974, mit der die
Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen vom 22. Feber 1973, BGBl. Nr. 97, über
die Aufstellung von Durchschnittssätzen für
die Ermittlung der abziehbaren Vorsteuer-
beträge bei nichtbuchführungspflichtigen
Handels- und Gewerbetreibenden abgeän-

dert wird

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:
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§ 1. Die Anlage zur Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen vom 22. Feber 1973,
BGBl. Nr. 97, wird wie folgt ergänzt:

§ 2. Diese Verordnung ist auf Vorsteuern an-
wendbar, die gemäß § 20 Abs. 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 in das Kalenderjahr 1974
fallen.

Androsch

53. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
11. Jänner 1974 über den Geltungsbereich
des Internationalen Abkommens zur Be-
kämpfung des Mädchenhandels vom 18. Mai
1904 und des Internationalen Übereinkom-
mens zur Bekämpfung des Mädchenhandels
vom 4. Mai 1910 sowie des Protokolls be-
treffend die Abänderung des in Paris am
18. Mai 1904 unterzeichneten Abkommens
zur Bekämpfung des Mädchenhandels und
des in Paris am 4. Mai 1910 unterzeichneten
Übereinkommens zur Bekämpfung des Mäd-

chenhandels

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen
hat folgendes mitgeteilt:

Der Libanon ist am 20. Juni 1949 dem Inter-
nationalen Abkommen zur Bekämpfung des
Mädchenhandels vom 18. Mai 1904 in der
ursprünglichen Fassung (A) (siehe RGBl. Nr. 26/
1913, Vollzugsanweisung StGBl. Nr. 304/1920,
letzte Kundmachung über den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 336/1935) beigetreten.

Fidschi hat erklärt, daß es sich auch nach Er-
langung der Unabhängigkeit als an das Abkom-
men (A) und an das Internationale Überein-
kommen zur Bekämpfung des Mädchenhandels
vom 4. Mai 1910 in der ursprünglichen Fassung
(B) (siehe RGBl. Nr. 26/1913, Vollzugsanweisung
StGBl. Nr. 304/1920, letzte Kundmachung über
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 8/1950) gebun-
den erachtet.

Fidschi hat auch erklärt, daß es sich auch nach
Erlangung der Unabhängigkeit als an das Proto-
koll vom 4. Mai 1949 (C) betreffend die Abände-
rung des Abkommens (A) und des Übereinkom-
mens (B) (BGBl. Nr. 203/1950, letzte Kund-
machung über den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 35/1961) gebunden erachtet. Australien hat
anläßlich der Unterzeichnung des Protokolls (C)
erklärt, daß es den Geltungsbereich dieses Proto-
kolls auf alle Gebiete ausdehnt, für deren aus-
wärtige Beziehungen es verantwortlich ist. Die
Bundesrepublik Deutschland hat das Protokoll
am 29. Mai 1973 angenommen.

Tansania ist dem Abkommen (A) in der Fas-
sung des Protokolls (C) (letzte Kundmachung
über den Geltungsbereich BGBl. Nr. 166/1967)
am 18. März 1963 beigetreten. Kamerun, Mali,
Malta, Mauritius und Sambia haben erklärt, daß
sie sich auch nach Erlangung der Unabhängigkeit
als an das Abkommen (A) in der Fassung des
Protokolls (C) gebunden erachten.

Mexiko ist dem Übereinkommen (B) in der
Fassung des Protokolls (C) (letzte Kundmachung
über den Geltungsbereich BGBl. Nr. 166/1967)
am 21. Feber 1956 beigetreten. Ghana, Mali,
Malta, Mauritius, Marokko und Sambia haben
erklärt, daß sie sich auch nach Erlangung der
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Unabhängigkeit als an das Übereinkommen (B)
in der Fassung des Protokolls (C) gebunden
erachten.

Kreisky

5 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
11. Jänner 1974 über den Geltungsbereich
des Internationalen Abkommens betreffend
die Bekämpfung der Verbreitung unzüch-
tiger Veröffentlichungen vom 4. Mai 1910

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen sind Birma am 13. Mai 1949
und Jordanien am 11. Mai 1959 dem Inter-
nationalen Abkommen betreffend die Be-
kämpfung der Verbreitung unzüchtiger Ver-
öffentlichungen vom 4. Mai 1910 (RGBl.
Nr. 116/1912), in der Fassung des Abänderungs-
protokolls vom 4. Mai 1949 (BGBl. Nr. 191/
1950, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 184/1967) beigetreten.

Ferner haben Fidschi und Mauritius erklärt,
sich an das Abkommen in der genannten
Fassung gebunden zu erachten, dessen Geltung
bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit auf
das Gebiet dieser Staaten ausgedehnt worden war.

Kreisky

5 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
11. Jänner 1974 über den Geltungsbereich
des Internationalen Übereinkommens zur
Bekämpfung der Verbreitung und des Ver-
triebes von unzüchtigen Veröffentlichungen

vom 12. September 1923

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen hat Dänemark am
16. August 1967 seine Kündigungsurkunde zum
Internationalen Übereinkommen zur Bekämp-
fung der Verbreitung und des Vertriebes von
unzüchtigen Veröffentlichungen vom 12. Sep-
tember 1923 (BGBl. Nr. 158/1923), in der Fas-
sung des Abänderungsprotokolls (BGBl. Nr.- 192/
1950, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 185/1967) hinterlegt.

Ferner haben Fidschi und Mauritius erklärt,
sich an das Übereinkommen in der vorerwähnten
Fassung gebunden zu erachten, dessen Geltung
bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit auf
das Gebiet dieser Staaten ausgedehnt worden
war.

Kreisky

5 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
11. Jänner 1974 betreffend die Ratifikation
des Abkommens vom 28. April 1960 über
die vorübergehende zollfreie Einfuhr von
medizinischen, chirurgischen und Laborato-
riums-Geräten zur leihweisen Verwendung
in Krankenanstalten und anderen medizini-
schen Instituten zum Zwecke der Diagnose

oder Krankenbehandlung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben Malta und Zypern ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Abkommen über die vor-
übergehende zollfreie Einfuhr von medizinischen,
chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur
leihweisen Verwendung in Krankenanstalten
und anderen medizinischen Instituten zum
Zwecke der Diagnose oder Krankenbehandlung
(BGBl. Nr. 288/1961, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 234/
1967) am 22. September 1967 beziehungsweise am
22. November 1973 hinterlegt.

Kreisky

5 7 . Notenwechsel vom 6. Juni 1973 und
5. Dezember 1973 über die Weitergeltung
des Österreichisch-britischen Rechtshilfe-
abkommens vom 31. März 1931 im Verhält-

nis zwischen Österreich und Tonga

Durch Notenwechsel vom 6. Juni 1973 und
5. Dezember 1973 wurde festgestellt, daß das
Österreichisch-britische Rechtshilfeabkommen
vom 31. März 1931, BGBl. Nr. 45/1932, im
Verhältnis zwischen der Republik Österreich und
dem Königreich Tonga weitergilt.

Kreisky

58.

Ü B E R E I N K O M M E N

zwischen dem Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich und dem Finanz-
ministerium der Volksrepublik Ungarn über
die steuerliche Behandlung des grenzüber-
schreitenden Güterverkehrs auf der Straße

Der Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich und das Finanzministerium der
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Volksrepublik Ungarn sind übereingekommen,
daß das Übereinkommen vom 17. Jänner 1961 *)
und das Protokoll vom 8. Juli 1968**) zwi-
schen dem Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich und dem Finanzministerium
der Volksrepublik Ungarn über die steuerliche
Behandlung des grenzüberschreitenden Güter-
verkehrs auf der Straße außer Kraft treten.

Geschehen in Wien, am 10. Dezember 1973, in
je zweifacher Ausfertigung in deutscher und
ungarischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Alfred Twaroch m. p.

Für das Finanzministerium der Volksrepublik
Ungarn:

Pollák m. p.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 42/1961
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 293/1968

Kreisky

59.
(Übersetzung)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DER KAISERLICH IRANISCHEN
REGIERUNG ÜBER DIE AUFHEBUNG
DER SICHTVERMERKSPFLICHT FÜR
INHABER VON DIPLOMATEN- UND

DIENSTPÄSSEN

Artikel 1
(1) Österreichische und iranische Staatsbürger,
die Inhaber eines gültigen Diplomaten- oder
Dienstpasses sind, dürfen sichtvermerksfrei in das
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ein-
reisen und aus diesem ausreisen.

(2) Die im Absatz 1 angeführten Personen dür-
fen sich drei Monate im Hoheitsgebiet des an-
deren Vertragsstaates aufhalten.

Artikel 2

(1) Inhaber eines gültigen österreichischen oder
iranischen Diplomaten- oder Dienstpasses, die
Mitglieder der diplomatischen Mission oder einer
konsularischen Vertretung des einen Vertrags-
staates im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates oder Vertreter des einen Vertragsstaates
bei einer internationalen Organisation sind, die
ihren Sitz im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates hat, oder einer solchen Organisation
als Beamte angehören, dürfen sich bis zur Be-
endigung ihrer Dienstverwendung im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates aufhalten.
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(2) Für die Dauer der Dienstverwendung einer
der im Absatz 1 angeführten Personen dürfen
sich auch deren mit ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebende Familienangehörige im Hoheitsge-
biet des anderen Vertragsstaates aufhalten, wenn
sie selbst Inhaber eines gültigen österreichischen
oder iranischen Diplomaten- oder Dienstpasses
sind.

Artikel 3

Dieses Abkommen tritt drei Monate nach
seiner Unterzeichnung in Kraft.

Artikel 4
Dieses Abkommen tritt drei Monate nach Ein-

langen der schriftlich auf dem diplomatischen
Wege beim anderen Vertragsstaat vorzuneh-
menden Kündigung außer Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Teheran, am 15. Novem-
ber 1973, in zwei Urschriften in französischer
Sprache.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. A. Filz m. p.

Für die Kaiserlich Iranische Regierung:

Dr. A. A. Khalatbari m. p.

Kreisky
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